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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

. . o o 0 a o

‚Kläger und Revisionsbeklagten

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts

ohne mündliche Verhandlung nach % 124 Abs° 2

des
Sozialgerichtsgesetzes

am 10. Dezember

1958 für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin

vom 14.-August 1956 wird aufgehoben; die

Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen.

Von Rechts wegen.
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Der Kläger beantragte im August 1950, ihm wegen der Folgen

eines Unfalls, den er in der Kriegsgefangen$chaft erlitten

hat, Versorgung zu gewähren. Die Versorgungsbehörden in Ber—

lin erkannten "Kompressionsfraktur des 11. und 12„ Brustwir—
belkörpers" als Schädigungsfolge im Sinne der versorgung5n

rechtlichen Vorschriften an, die_Gewährung einer Rente lehnten

sie ab, weil die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE.) des
Klägers unter 25 V.H. liege (BeScheid des Versorgungsamts III

Berlin vom 17.11.1951 und Einspruchsentscheidung des Landes—

versorgungsamts Berlin vom 2033953)° Vor dem Sozialgericht

(SG.) beantragte der Kläger, die Verwaltungsentscheidungen

zu ändern und den Beklagten Zu verurteilen, ihm eine Ver—

sorgungsrente nach einer MdB. von mindestens 50 V.H. zu ge“
Währen. Der Beklagte, der dem Kläger "zunächst im Wege des
Vergleichs" eine Rente nach einer MdB. von 30= V.H. zugesagt

hatte, beantragte, die Klage, soweit der Kläger über das Verw

gleichsangebot hinausgehende Ansprüche stellte, abzuweisen°

Das SG. Berlin änderte die Bescheide der Versorgungsbehörden

ab und verurteilte den Beklagten, dem Kläger ab 1. Juli 1950

eine Rente nach einer MdB. von Mo V„H° zu gewähren. Der

Beklagte legte Berufung beim Landessozialgericht (LSG.) Bern

lin ein und beantragte, das Urteil des SG. aufzuheben und

die Klage insoweit abzuweisen, als der Kläger eine höhere

Rente als nach einer MdB. von 50 V.H. begehre. Der Kläger
beantragte, die Berufung als unzulässig zu verwerfen, hilfe»

weise, sie als unbegründet zurückzuweisen; er legte ferner

durch eine in der mündlichen Verhandlung des LSG. vom 140

August 1956 überreichte Schrift Anschlußberufung ein mit dem
Antrag, den Beklagten

zu verurteilen, ihm eine Rente nach

einer WdE. von 60 V.H. zu gewähren und als_weiteres Leiden
"die richtunggebende Verschlimmerung der Wirbelkörperfraktur

"

—
Schéuermann'sche Erkrankung — anzuerkennen. Der Beklagte

beantragte, die Anschlußberufung zurückzuweisen.

Das LSG. verwarf durch Urteil vom 14„ August 1956 die Berufung
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des Beklagten und die Anschlußberufung des Klägers als unzu—
lässig: Die Berufung sei nach @ 148 Ziff. 3 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) ausgeschlossen; die Schwerbeschädigteneigenschaft

sei nicht mehr streitig, cenn nur der Beklagte mit der Berufung

Vdie Herabsetzung der zugesprochenen Rente nach einer MdB. von

40 V.H. auf eine Rente nach einer MdB. von 30 v.H. anstrebe.

Die unselbständige Anschl 35erufung des Klägers sei damit nach

@@202 SGG, 522 der Zivil rozeßordnung (ZPO) wirkungslos.

Die Revision—ließ das LSG. nicht zu.

Das Urteil des LSG. wurde dem Beklagten am 31. August 1956 zuge—
stellt. Er legte am 11. September 1956 Revision ein und bean—

tragtey

das Urteil des LSG. Berlin vom 14. August 1956

aufzub€hen und die Klage in vollem Umfang abzuweisen.

Er begründete die Revision am 18. September 1956: Das Urteil
des LSG. leide an einem wesentlichen Verfahrensmangel; das LSG.
habe die Berufung zu Unrecht als unzulässig verworfen, es hätte

eine Sachentseheidung treffen müssen; ein Berufungsausschließungs—

grund nach 5 148 Ziff. 3 SGG habe nicht vorgelegen; das LSG. habe

diese Vorschrift unrichtig angewandt. }

Der Kläger beantragtä

die Revision zurückzuweisen.

Beide Beteiligte1erklärten sich mit einem Urteil ohne mündliche
Verhandlung einverstanden. ‘

II

Die Voraussetzung für eine Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung — Einverständnis der Beteiligten (55 126 Abs. 2, 155‚

165 SGG) — ist gegeben. Die Revision ist nach 5 162 Abs. 1
Ziff. 2 SGG statthaft; mit Recht rügt der Beklagte, das Verfah—

ren des LSG. leide an einem wesentlichen Mangel, weil es die Be—

rufung als unzulässig verworfen habe, obwohl es eine Saehent-

scheidung hätte treffen müssen (BSG. 1, 283).
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Die Statthaftigkeit der Berufung des Beklagten ist nach

den 55 145 ff. 866 in der Fassung 39; dem Zweiten Gesetz

zur Änderung des SGG vom 25. Juni 1958, BGBl. I S. 409,

zu beurteilen. Dies ergibt sich daraus, daß die Prozeß—

handlung, um die es hier geht (Einlegung der Berufung),
beim Inkrafttreten des Zweiten Änderungsgesetzes bereits

abgeschlossen gewesen und in diesem Gesetz eine Anwendung

der neuen Berufungsvorschriften auf "Altfälle" nicht

vorgesehen ist (vgl. Urteil des BSG. vom 4./2o.9.1958

— 11/9 RV 1144/55 —mit weiteren Hinweisen). Zwar ist
neuesterfahrensrecht grundsätzlich auf schwebende Verfah—

ren anzuwenden (vgl. BSG. 1 8. AH, 264). Dies gilt aber

nicht, wenn ein Beteiligter ein Rechtsmittel nach "altem"

Recht wirksam eingelegt hat und die Voraussetzungen der

Statthaftigkeit dieses Rechtsmittels erst später geändert

worden sind. Abgeschlossene prozessuale Tatbestände werden.

sofern dies nicht ausdrücklich im Gesetz bestimmt ist.

durch ein neues Gesetz nicht erfaßt (vgl. auch Haueisen.

NJW. 1958_S. 1067 Anm. 32; Brackmann, Zum Zweiten Gesetz

zur Änderung des SGG, Wege zur Sozialversicherung, 1958,‘

Heft 10 S. 293; Glücklich‚ Die Sozialgerichtsbarkeit, 1958,

Heft 9 S. 289). Es trifft nicht zu, daß es hier ausnahmsw

weise einer ausdrücklichen Übergangsvorschrift nicht ben

durft hat, weil aus dem Entlastungszweck des Änderungen

gesetzeS "hinreichend erkennbar" hervorgehe, daß der Gesetz»

Eebcrdas Gesetzmit Wirkungvom1. Juli 1958auchanf alle
bereits anhängigen Fälle angewendet wissen wolle (so Bayer.

LSG., Die Sozialgerichtsbarkeit, 1958, Heft 9 s. 288);

eine solche Absicht läßt das Ändérungsgésetz nicht er—
kennen.

Nach der hier anzuwéndenden Vorschrift des 5 148 Ziff. 3

SGG a.F. können in ingelegenheiten der Kriegsopferver—

sorgung Urteile mit der Berufung nicht angefochten werden,

wenn sie den Grad der MdB. betreffen, soweit nicht die
Schwerbeschädigteneigenschaft oder die Gewährung der

Grundrente davon abhängt. Der Aussc■uß der Berufung ist
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danach nicht nach dem Streitgegenstand des Berufungsverfahrens,

sondern nach dem Inhalt der Entscheidung des SG. zu beur—

teilen (BSG„ 1 S. 225 ff.; BSG. }, s. 24, 217, 271; Urteil

des BSG. vom 17.4.1958, SozR. Nr, 18 zu 5 148; Urteil des
BSG. vom 4./2o„9.1958 — 11/9 RV 1144/55 —). Hat der Kläger

— wie hier — im Verfahren vor dem SG. eine Versorgungsrente

nach einer MdB. von "mindestens 50 v.H." begehrt und ist
ihm eine Rente nach einer MdB° von 40 V„H. zugesprochen, so
"betrifft” das Urteil einen Streit um den Grad der MdE.‚ von
dem die Schwerbeschädigteneigenschaft abhängt. Die Schwerbee

schädigteneigenschaft im Sinne des 5 148 Ziff. 3 SGG ist
nicht nach dem Schwerbeschädigtengesetz, sondern nach 5 29

Abs‚ 2 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zu beurteilen
(BSG. 6 S. 99). Betrifft aber das Urteil des SG° die Schwer—

beschädigteneigenschaft, so ist die Berufung nach @ 148 Nr„ 3

SGG a.F° auch dann nicht ausgeschlossen, wenn die Schwerbeschä—

digteneigenschaft im Berufungsverfahren nicht mehr streitig

ist? weil der Kläger den Klageantrag in seinem ursprünglichen

Umfange nicht mit der Berufung verfolgt und der Beklagte mit

seiner Berufung nur eine Herabsetzung der im ersten Rechts-

zuge zugesprochenen Rente nach einer MdB. von 40 V.H° auf eine

Rente nach einer MdE. von 50 V.H° anstrebt (BSG. Urteil vom

17.4.1958, SozR° Nr. 18 zu @ 148 SGG). Wenn das Bundessozial—

gericht (BSG„) in ständiger Rechtsprechung (s.o.) die $ä 145

ff" SGG aoF. bisher so ausgelegt hat, daß die Statthaftigkeit

der Berufung nicht von dem Gegenstand des Berufungsverfahrens,

sondern von dem Inhalt des erstinstanzlichen Urteils abhänge,

so wird diese Auslegung durch das Änderungsgesetz vom 25, Juni

1958 nicht in Frage gestellt. Zwar ist schon zu @@145 ff.
SGG a„F. die Auffassung vertreten worden‚ es komme für die

Statthaftigkeit der Berufung auf den Streitgegenstand im

Berufungsverfahren an (so u.a. Bettermann, NJW. 1956 8° 1176;

LSG„ Schleswig, Breith. 1958 3° 463); in der amtlichen Bee
gründung zum Entwurf dieses Gesetzes (Bundestagsdrucksache

56) heißt es auch u.a., die Neufassung sei erfolgt, um es der

Rechtsprechung zu ermöglichen, "dem wirklichen Willen des
'Gesetzgebers gerecht zu werden". Daraus darf aber nicht ge-
schlossen werden, daß das Änderungsgesetz als authentische
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Interpretation für die künftige Anwendung der Vorschriften

in ihrer ursprünglichen Fassung
zu werten ist° Es mag sein,

daß die an der Gesetzgebung beteiligten Organe bereits mit

der ursprünglichen Fassung der 55,145 ff° die Berufung

so haben beschränken wollen, wie dies nunmehr durch die

Neufassung geschehen ist; insoweit hat aber in der ur—

sprünglichen Fassung des Gesetzes der Wille des Gesetz—

gebers keinen erkennbaren Ausdruck gefunden (vgl. hierzu

besonders BSG, }, 217 12237),

Das Änderungsgesetz hat die Voraussetzungen für die Statt—

haftigkeit der Berufung geändert, es hat eine Neuregelung

für künftige Berufungsfälle herbeigeführt, Aus dem

Änderungsgesetz ist aber nicht zu entnehmen, daß es die
weitere AnWendung der früheren Vorschriften auf die sog.
"Altfälle" hat ausschließen wollen.

Da das LSG. zu Unrecht ein Prozeßurteil an Stelle des ers
forderlichen Sachurteils gefällt.hat und somit der von

,dem Beklagten gerügte Verfahrensmangel vorliegt, ist die

Revision nach5 162Abs. 1 Ziff„ 3 SGGstatthaft„

Sie ist auch begründet; das Urteil des LSG. kann zu einem

anderen Ergebnis führen, wenn in eine sachlich—rechtliche

Nachprüfung eingetreten wird° Das angefochtene Urteil

muß daher aufgehoben werden; die Sache ist zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das LSG, zurückzuverweisen.

Da die Berufung zulässig ist, entfällt auch die Annahme

des LSG.‚ die Anschlußbcrufung sei nach @@522 ZPO, 202

SGG wirkungslos geworden. Das LSG. hat sachlich nichts

festgestellt. Der Senat hat daher nicht selbst in der

Sache entscheiden können. Die Auffassung des Klägers,

nach der Zurückweisung der sache müsse das LSG. nunmehr

die Berufung in Anwendung des @ 148 SGGn;g; (wiederum)

als unzulässig verwerfen, geht fehl. Die Zurückverweisung

ändert nichts daran, daß hier über eine "alte" Berufung

zu entscheiden ist; dalesc. ist im übrigen an die Rechts—
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auffassung des BSG., nach der die Berufung statthaft ist,

gebunden (@ 170 Abs„ 4 SGG).

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten„
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